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Die nachstehende Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Darm-
stadt  wird hiermit gem. § 8 der Hauptsatzung der Gemeinde Freigericht öffentlich be-
kanntgemacht.  
 

Freigericht, den 03.02.2020 
Dr. Albrecht Eitz, Bürgermeister 

 
 

Bekanntmachung 
 
Planfeststellungsverfahren nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. §§ 
73 ff. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) für die S-Bahn Rhein-Main, Nordmaini-
sche S-Bahn, Planfeststellungsabschnitt 1, Frankfurt, von Bahn-km 2,400 bis Bahn-
km 8,660 der Eisenbahnstrecke 3660, Frankfurt (Main) Ost – Gemarkungsgrenze 
Maintal, und von Bahn-km 52,550 bis Bahn- km 60,069 der Eisenbahnstrecke 3685, 
Ffm-Konstablerwache – Gemarkungsgrenze Maintal in der Stadt Frankfurt am Main 
und der Stadt Offenbach am Main sowie für das Vorhaben geplante Kompensations-
maßnahmen in der Stadt Gelnhausen sowie in den Gemeinden Freigericht, Hassel-
roth, Linsengericht und Münster; 
Ergänzende Öffentlichkeitsbeteiligung aufgrund von Änderungen des ausgelegten 
Plans (§ 73 Abs. 8 VwVfG) 
 
Die DB ProjektBau GmbH, jetzt DB Netz AG, hat im Auftrag der DB Netz AG sowie der 
DB Station&Service AG die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens beim Ei-
senbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken für den 4-gleisigen Ausbau 
der nördlich des Mains verlaufenden Bahnstrecke 3660 zwischen Frankfurt Ost und 
Hanau Hbf. beantragt. 
Aufgrund der im Rahmen der vorangegangenen Offenlage- und Anhörungsverfahren 
gewonne-nen Erkenntnisse hat die DB Netz AG die Planunterlagen nunmehr erneut 
modifiziert und aktua-lisiert. Hierdurch soll eine Optimierung der Planung in verschie-
denen Bereichen erreicht und die Belange der Betroffenen besser berücksichtigt wer-
den. 
 
Im Wesentlichen sind folgende Änderungen und Ergänzungen seitens der DB Netz AG 
vorgese-hen: 
•  Berücksichtigung des neuen Betriebsprogramms 2030 in den Planunter-

lagen 
•  Änderung der Schall- und Erschütterungstechnischen Untersuchungen 

und damit ver-bundene Anpassung des Schallschutzes 
• Änderungen von Baustelleneinrichtungsflächen 
•  Einarbeitung neuer Grundwassermessstellen / Pegel sowie Neuerstellung 

eines Grund-wassermodells 
•  Anpassung einer Grunderwerbsgrenze sowie Grunderwerb für LBP-Maß-

nahmen 
• Anpassung des Regenrückhaltebeckens am Ostpark km 3,202 
• Anpassungen am S-Bahnsteig Fechenheim 
•  Neubau Berührungsschutz SÜ B8 / B40 km 4,132 (3660) Ratswegbrücke 

und SÜ L 3001 km 7,612 (3660) 
• Ergänzungen an Versickerungsbecken 
•  Ergänzung bauzeitlicher Zugang zu Bestandsbahnsteig 2 in Ffm.-Mainkur 
•  Änderungen am Landschaftspflegerischen Begleitplan und der Umwelt-

verträglichkeitsstudie 
• Ermittlung der mittleren höchsten Grundwasserstände 
•  Anpassung der Antragsunterlagen für wasserrechtliche Erlaubnisse im 

Bereich freie Strecke von Bau-km 54,510 bis Bau-km 60,069 (Strecke 
3685) 

•  Aktualisierung des Konzepts zur technischen Altlastenerkundung der Ver-
sickerungsflä-chen und Ergänzung von fehlenden Altlastenverdachtsflä-
chen 

Wegen des Umfangs der Änderungen und im Hinblick auf den nicht abschließend in-
dividuell bestimmbaren Kreis der erstmals oder zusätzlich durch die Änderung Betrof-
fenen erfolgt eine ergänzende Beteiligung der Öffentlichkeit bezüglich der Auswirkun-
gen des geänderten Vorhabens. 
Zur Anhörung der Öffentlichkeit liegt der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) in der 
Zeit vom 
 
04. März 2020 bis einschließlich 03. April 2020 
 
im Rathaus der Gemeinde Freigericht, 63579 Freigericht, Rathausstr. 13, Bauamt, 
Zimmer 27 während der Dienststunden von Montag bis Freitag 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 

Mittwoch von 14:00 bis 18:30 Uhr (Öffnungszeiten des Rathauses) zur allgemeinen 
Einsichtnahme aus. Zusätzlich können telefonisch Termine für Montag, Dienstag und 
Donnerstag zwischen 14:00 Uhr und 15:00 Uhr unter der Rufnummer 06055 916-125 
zur Einsicht vereinbart werden. 
 
1.  Alle, deren Belange durch die Änderungen des Vorhabens berührt wer-

den, können sich bis zum 15. Mai 2020 bei dem Regierungspräsidium 
Darmstadt (Anhörungsbehörde), Dezernat III 33.1, Wilhelminenstraße 1 – 
3, 64283 Darmstadt (Postanschrift: Regierungspräsidium Darmstadt, 
64278 Darmstadt) oder bei den Städten Frankfurt am Main, Offenbach 
am Main, Gelnhausen, Mühlheim am Main und Hanau sowie den Gemein-
den Freigericht, Hasselroth, Linsengericht und Münster schriftlich oder 
zur Niederschrift äußern und Einwendungen erhe-ben.  

  Äußerungen und Einwendungen müssen Namen und Anschrift lesbar ent-
halten, den geltend gemachten Belang und das Maß der befürchteten Be-
einträchtigungen erkennen lassen und unterschrieben sein. E-Mails ohne 
qualifizierte elektronische Signatur erfüllen das Schrift-formerfordernis 
nicht. 

  Es sind nur solche Einwendungen zugelassen, die sich auf die Änderun-
gen in den ausgelegten Planfeststellungsunterlagen beziehen. Einwen-
dungen zu dem bisherigen Verfahren sind dagegen ausgeschlossen. Ab-
weichend davon können Personen, die durch die verfahrensgegenständ-
lichen Änderungen des Plans erstmals von dem Vor-haben betroffen wer-
den, auch gegen den ursprünglichen Plan Einwendungen erhe-ben. So-
weit im bisherigen Verfahren bereits Einwendungen erhoben wurden, 
gelten die un-verändert fort. Bei der Beeinträchtigung von Grundeigen-
tum sollte die jeweilige Flur, Flur-stücksnummer und Gemarkung der be-
troffenen Grundstücke angegeben werden. 

  Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit 
des Vorhabens al-le Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen, ausgeschlossen (§ 21 Abs. 4 UVPG). Die Äußerungs-
frist gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf die Umweltaus-
wirkungen des geänderten Vorhabens beziehen (§ 21 Abs. 5 UVPG) und 
für Stellungnahmen der Vereinigungen (§ 7 Abs. 4 Umweltrechtsbehelfs-
gesetz). 

  Bei Eingaben, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter-
zeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift ver-
sehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Ver-
treterin bzw. Vertreter der übrigen Unterzeichner zu benennen (§ 17 Abs. 
1 VwVfG). Andernfalls können diese Eingaben unberücksichtigt bleiben (§ 
17 Abs. 2 VwVfG). 

  Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungen auch dann erhoben 
werden müssen, wenn zuvor eine Beteiligung im Rahmen der frühen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 VwVfG stattgefunden hat. 

2.  Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der 
Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 S. 5 VwVfG von der Auslegung des geän-
derten Plans. 

3.  Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobe-
nen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 18a Nr. 1 AEG). 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht 
werden. Ferner wer-den diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen Ein-wendungen wird der Vertreter, 
von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 VwVfG). Sind mehr als 50 
Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. Die Vertretung durch einen Bevollmäch-
tigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch ei-ne schriftliche Voll-
macht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben 
ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

4.  Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Einreichung von Äuße-
rungen, Einwendun-gen und Stellungnahmen, die Teilnahme am Erörte-
rungstermin oder Vertreterbestellung ent-stehende Kosten werden nicht 
erstattet. 

5.  Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung 
dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungs-
termin, sondern in einem gesonderten Ent-schädigungsverfahren behan-
delt. 

6.  Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Eisenbahn-

Bundesamt, Außenstelle Frank-furt/Saarbrücken) entschieden. Die Zu-
stellung der Entscheidung (Planfeststellungsbe-schluss) an diejenigen, 
die Einwendungen erhoben oder eine Stellungnahme abgegeben ha-ben, 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

7.  Mit dem Beginn der Auslegung dürfen auch auf den von der Planände-
rung zusätzlich be-troffenen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme we-
sentlich wertsteigernde oder die geplan-ten Baumaßnahmen erheblich 
erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen werden; vielmehr tre-
ten die Beschränkungen des § 19 AEG (Veränderungssperre) in Kraft. Die 
be-reits mit der ersten Auslegung bewirkte Veränderungssperre besteht 
fort. Darüber hinaus steht der Vorhabenträgerin ab diesem Zeitpunkt ein 
Vorkaufsrecht an den von dem Plan be-troffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 
AEG). 

8.  Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, dass 
 •  die Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 74 Abs. 2 UVPG 

nach der Fassung des Gesetzes, die vor dem 16. Mai 2017 
galt (im Folgenden: a. F.), zu Ende zu führen ist, da die Unter-
lagen nach § 6 UVPG in der bis dahin geltenden Fassung die-
ses Gesetz-tes vorgelegt wurden, 

 •  die für das Anhörungsverfahren zuständige Behörde das Re-
gierungspräsidium Darmstadt und die für die Entscheidung 
über die Zulässigkeit des Vorhabens zustän-dige Behörde 
das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/ Saarbrü-
cken (EBA) ist, 

 •  über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungs-
beschluss entschieden werden wird, 

 •  die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG a. 
F. notwendigen Anga-ben enthalten, soweit diese geändert 
wurden und 

 •  die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die 
Einbeziehung der Öffent-lichkeit zu den Umweltauswirkun-
gen der Änderungen des Vorhabens gemäß § 9 Abs. 1 UVPG 
a. F. ist. 

9.  Bei dem UVP-pflichtigen Vorhaben werden gemäß § 9 Abs. 1b UVPG a. F. 
die Unterlagen nach § 6 UVPG a. F. sowie die entscheidungserheblichen 
Berichte und Empfehlungen – so-weit sie überarbeitet bzw. geändert wur-
den – zur Einsicht für die Öffentlichkeit im Rahmen des Beteiligungsver-
fahrens ausgelegt. Dabei handelt es sich insbesondere um folgende im 
Inhaltsverzeichnis der Planfeststellungsunterlagen aufgeführten Unterla-
gen: 

 •  Anlage 1b: Erläuterungsbericht einschließlich allgemein ver-
ständlicher, nicht technischer Zusammenfassung der Um-
weltauswirkungen des Vorhabens, 

 • Anlage 10b: Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis,  
 • Anlage 11b: Landschaftspflegerischer Begleitplan 
 • Anlage 12.01b:  Umweltverträglichkeitsstudie, 
 •  Anlage 12.02b: Gutachten zur Elektromagnetischen Verträg-

lichkeit, 
 •  Anlage 12.03b, 12.04b: Schall- und erschütterungstechni-

sche Untersuchungen, 
 •  Anlage 12.05a, 12.06b, 12.07b und 12.08a: Geotechnische 

und Hydrogeologische Gutachten, Altlastengutachten, 
 •  Anlage 12.09a, 12.10b: Unterlagen zum Brand- und Kata-

strophenschutz, 
 •  Anlage 12.12b, 12.13b: Baulärm- und Gesamtlärmgutachten, 
 • Anlage 12.14a: Seveso Studie. 
10.  Die geänderten Planunterlagen und die ortsüblichen Bekanntmachungen 

werden auch über die Homepage des Regierungspräsidiums Darmstadt 
(https://rp-darmstadt.hessen.de, Rubrik: „Presse“ à Öffentliche Bekannt-
machungen à Verkehr à Eisenbahnen“) und das UVP-Portal des Bundes 
(https://www.uvp-portal.de/) zugänglich gemacht; maßgeblich ist jedoch 
der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 VwVfG, § 
20 Abs. 2 S. 2 UVPG). 

 
 

Regierungspräsidium Darmstadt 
RPDA - Dez. III 33.1-66 c 10.01/4-2019

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Freigericht

Die nachstehende Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums 
Darmstadt  wird hiermit gem. § 8 der Hauptsatzung der Gemeinde Freige-
richt öffentlich bekanntgemacht.  
 

Freigericht, den 03.02.2020 
Dr. Albrecht Eitz, Bürgermeister 

 
 

Bekanntmachung 
 

Planfeststellungsverfahren nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. 
V. m. §§ 73 ff. Verwal-tungsverfahrensgesetz (VwVfG) für die S-Bahn Rhein-
Main, Nordmainische S-Bahn, Planfeststel-lungsabschnitt 2, Maintal, von 
Bahn-km 8,660 bis Bahn-km 15,082 der Eisenbahnstrecke 3660, Frank-furt 
(Main) Süd – Ffm Ost – Aschaffenburg Hbf, und von Bahn-km 60,069 bis 
Bahn-km 66,493 der Eisenbahnstrecke 3685, (Ffm) Abzw. Zeil – Hanau Hbf 
(S-Bahn) in der Stadt Maintal sowie der Stadt Offenbach am Main und für 
das Vorhaben geplante Kompensationsmaßnahmen in den Städten Geln-
hausen und Hanau sowie in den Gemeinden Freigericht, Hasselroth, Linsen-
gericht und Münster; Ergänzende Öffentlichkeitsbeteiligung aufgrund von 
Änderungen des ausgelegten Planes (§ 73 Ab-satz 8 VwVfG) 
Die DB ProjektBau GmbH, jetzt DB Netz AG, hat im Auftrag der DB Netz AG 
sowie der DB Station&Service AG die Durchführung eines Planfeststel-
lungsverfahrens beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saar-
brücken für den 4-gleisigen Ausbau der nördlich des Mains verlaufenden 
Bahnstrecke 3660 zwischen Frankfurt Ost und Hanau Hbf beantragt. 
Aufgrund der im Rahmen der vorangegangenen Offenlage- und Anhörungs-
verfahren gewonnenen Erkenntnisse hat die DB Netz AG die Planunterlagen 
nunmehr erneut modifiziert und aktualisiert. Hierdurch soll eine Optimierung 
der Planung in verschiedenen Bereichen erreicht und die Belange der Be-
troffenen besser berücksichtigt werden.  
 
Im Wesentlichen sind folgende Änderungen und Ergänzungen seitens der 
DB Netz AG vorgenom-men worden: 
•  Überarbeitung der schall- und erschütterungstechnischen Unter-

suchungen auf der Grundlage der Prognosezugzahlen 2030 so-
wie des aktualisierten Betriebsprogramms 2030 sowie der 
schall-technischen Untersuchung (Baulärm) - Baulärmkonzept  

• Modifikation der technischen Planung  
•  Korrektur der Unterlagen zum Grunderwerb entsprechend des 

aktuellen Standes  
•  Anpassung der naturschutzrechtlichen Unterlagen (Landschafts-

pflegerischer Begleitplan und Umweltverträglichkeitsstudie) 
•  Vornahme von Ergänzungen im Ersatzwasserbeschaffungskon-

zepts 
•  Überarbeitung der wasserrechtlichen Antragsunterlagen hin-

sichtlich der Vorbehaltsflächen für Abwehrbrunnen im Havariefall  
•  Erstellung eines Fachbeitrages zur Wasserrahmenrichtlinie 

(WRRL)  
•  Beifügung der Auswertung der Stichtagsmessung zur Verifizie-

rung der Grundwasserströmung zu den Trinkwasserbrunnen des 
Wasserwerkes „Hanau-Wilhelmsbad“. 

Wegen des Umfangs der Änderungen und im Hinblick auf den nicht ab-
schließend individuell bestimmbaren Kreis der erstmals oder zusätzlich 
durch die Planänderung Betroffenen erfolgt eine ergänzende Beteiligung der 
Öffentlichkeit bezüglich der Auswirkungen des geänderten Vorhabens. 
 
 
Zur Anhörung der Öffentlichkeit liegen die geänderten Planunterlagen in der 
Zeit vom 
 
04. März 2020 bis 03. April 2020 
 
im Rathaus der Gemeinde Freigericht, 63579 Freigericht, Rathausstr. 13, 
Bauamt, Zimmer 27 wäh-rend der Dienststunden von Montag bis Freitag 
8:30 Uhr bis 12:00 Uhr, Mittwoch von 14:00 bis 18:30 Uhr (Öffnungszeiten 
des Rathauses) zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Zusätzlich können tele-
fo-nisch Termine für Montag, Dienstag und Donnerstag zwischen 14:00 Uhr 
und 15:00 Uhr unter der Rufnummer 06055 916-125 zur Einsicht vereinbart 
werden. 
 
1.  Alle deren Belange durch das Vorhaben berührt werden, können 

sich bis zum 15. Mai 2020 (maß-geblich ist der Tag des Ein-
gangs, nicht das Datum des Poststempels) beim Regierungsprä-

sidium Darmstadt (Anhörungsbehörde), Dezernat III 33.1, Wilhel-
minenstraße 1-3, 64283 Darmstadt (Postanschrift: Regierungs-
präsidium Darmstadt, 64278 Darmstadt) oder bei den auslegen-
den Städten Frankfurt am Main, Gelnhausen, Hanau, Maintal, 
Mühlheim am Main und Offenbach am Main sowie in den Ge-
meinden Freigericht, Hasselroth, Linsengericht und Münster 
schriftlich oder zur Niederschrift zu den Planänderungen äußern 
und Einwendungen erheben (Äußerungsfrist).  

  Äußerungen und Einwendungen müssen den Namen und die An-
schrift lesbar enthalten, den gel-tend gemachten Belang und das 
Maß der befürchteten Beeinträchtigungen erkennen lassen und 
unterschrieben sein. E-Mails ohne qualifizierte elektronische Sig-
natur erfüllen das Schriftformer-fordernis nicht.  

  Es sind nur solche Einwendungen zugelassen, die sich auf die 
Änderungen in den ausgelegten Planfeststellungsunterlagen be-
ziehen. Einwendungen zu dem bisherigen Verfahren sind dage-
gen ausgeschlossen. Abweichend davon können Personen, die 
durch die verfahrensgegenständ-lichen Änderungen des Plans 
erstmals von dem Vorhaben betroffen werden, auch gegen den 
ur-sprünglichen Plan Einwendungen erheben. Soweit im bisheri-
gen Verfahren bereits Einwendun-gen erhoben wurden, gelten 
diese unverändert fort. Bei der Beeinträchtigung von Grundei-
gen-tum sollte die jeweilige Flur, Flurstücksnummer und Gemar-
kung der betroffenen Grundstücke angegeben werden. 

  Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zu-
lässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen (§ 21 Ab-
satz 4 UVPG). Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendun-
gen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des geänderten 
Vorhabens beziehen (§ 21 Absatz 5 UVPG) und für Stellungnah-
men der Vereinigungen (§ 7 Absatz 4 Umweltrechtsbehelfsge-
setz). 

  Bei Eingaben, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslis-
ten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder 
mit einer Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin oder 
ein Unterzeichner mit ihrem bzw. seinem Namen, Beruf und An-
schrift als Vertreterin bzw. Vertreter der übrigen Unter-zeichnerin-
nen und Unterzeichner zu benennen (§ 17 Abssatz 1 VwVfG). An-
dernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben 
(§ 17 Absatz 2 VwVfG). 

  Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungen auch dann er-
hoben werden müssen, wenn zuvor eine Beteiligung im Rahmen 
der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Absatz 3 VwVfG 
stattgefunden hat. 

2.  Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichti-
gung der Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG von 
der Auslegung des geänderten Plans. 

3.  Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig 
erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 18a 
Nr. 1 AEG). Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich 
bekannt gemacht werden. Ferner wer-den diejenigen, die recht-
zeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen 
Ein-wendungen wird der Vertreter, von dem Termin gesondert 
benachrichtigt (§ 17 VwVfG). Sind mehr als 50 Benachrichtigun-
gen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Be-kannt-
machung ersetzt werden. Die Vertretung durch einen Bevoll-
mächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungs-behörde zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in 
dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

4.  Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Einreichung von 
Äußerungen, Einwendungen und Stellungnahmen, die Teilnahme 
am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entste-henden 
Kosten werden nicht erstattet. 

5.  Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-
stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in 
dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Ent-
schädigungsverfahren behandelt. 

6.  Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach dem Ab-
schluss des Anhörungsver-fahrens durch die Planfeststellungs-
behörde (Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/ Saar-
brücken) entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Plan-

feststellungsbeschluss) an die diejenigen, die Einwendungen er-
hoben oder eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 
Zustellungen vorzunehmen sind. 

7.  Mit dem Beginn der Auslegung dürfen auch auf den von der 
Planänderung zusätzlich betroffe-nen Flächen bis zu ihrer Inan-
spruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die geplanten 
Bau-maßnahmen erheblich erschwerende Veränderungen nicht 
vorgenommen werden; vielmehr treten die Beschränkungen des 
§ 19 AEG (Veränderungssperre) in Kraft. Die bereits mit der ers-
ten Auslegung bewirkte Veränderungssperre besteht fort. Darü-
ber hinaus steht der Vorhaben-trägerin ab diesem Zeitpunkt ein 
Vorkaufsrecht an den von dem Plan betroffenen Flächen zu (§ 19 
Abs. 3 AEG). 

8.  Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, 
dass 

 •  die Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 74 Abs. 2 
Nr. 2 UVPG nach der Fassung des Gesetzes, die vor 
dem 16. Mai 2017 galt (im folgenden: a. F.), zu Ende zu 
führen ist, da die Unterlagen nach § 6 UVPG in der bis 
dahin geltenden Fassung dieses Gesetzes vor-gelegt 
wurden, 

 •  die für das Anhörungsverfahren zuständige Behörde 
das Regierungspräsidium Darm-stadt und die für die 
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 
zuständige Be-hörde das Eisenbahn-Bundesamt, Au-
ßenstelle Frankfurt/Saarbrücken (EBA) ist, 

 •  über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfest-
stellungsbeschluss entschieden wer-den wird, 

 •  die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 
UVPG a. F. notwendigen Angaben enthalten, soweit 
diese geändert wurden und 

 •  die Anhörung zu den ausgelegten geänderten Planun-
terlagen auch die Einbeziehung der Öffentlichkeit zu 
den Umweltauswirkungen der Änderungen des Vorha-
bens gem. § 9 Abs. 1 UVPG a. F. ist. 

9.  Bei dem UVP-pflichtigen Vorhaben werden gemäß § 9 Abs. 1b 
UVPG a. F. die Unterlagen nach § 6 UVPG a. F. sowie die ent-
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen - soweit sie 
überarbei-tet bzw. geändert wurden - zur Einsicht für die Öffent-
lichkeit im Rahmen des Beteiligungsverfah-rens ausgelegt. Dabei 
handelt es sich insbesondere um folgende im Gesamtinhaltsver-
zeichnis der geänderten Planfeststellungsunterlagen aufgeführ-
ten Gutachten und Anlagen: 

 •  Anlage 1c: Erläuterungsbericht einschließlich allge-
mein verständlicher, nichttechnischer Zu-sammenfas-
sung der Umweltauswirkungen des Vorhabens 

 • Anlage 11: Landschaftspflegerischer Begleitplan 
 •  Anlage 11.1.5c: Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtli-

nie 
 • Anlage 12.1: Umweltverträglichkeitsstudie 
 •  Anlage 12.2: Gutachterliche Aussage zur Elektromag-

netischen Verträglichkeit (EMV) 
 • Anlage 12.3: Schalltechnische Untersuchung 
 • Anlage 12.4: Erschütterungstechnische Untersuchung 
 • Anlage 12.6 Hydrogeologisches Gutachten 
 • Anlage 12.9: Schalltechnische Untersuchung Baulärm 
 •  Anlage 12.10: Schalltechnische Untersuchung Ge-

samtlärm 
 •  Anlage 12.13.2: Zusätzliche Unterlagen zum Wasser-

schutzgebiet 
10.  Die geänderten Planunterlagen und die ortsüblichen Bekanntma-

chungen werden auch über die Homepage des Regierungspräsi-
diums Darmstadt (https://rp-darmstadt.hessen.de – Rubrik: 
„Presse àÖffentliche BekanntmachungenàVerkehrà Eisenbah-
nen“) und das UVP-Portal des Bundes (https://www.uvp-por-
tal.de) zugänglich gemacht.; maßgeblich ist jedoch der Inhalt der 
zur Einsicht ausgelegten Unterlagen des Planänderungsverfah-
rens (§ 27a Abs. 1 VwVfG, § 20 Abs. 2 S. 2 UVPG). 
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